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I.	 Bekanntmachungen des Landkreises

Allgemeinverfügung 
des Landkreises Wittmund 

über die Einstellung des Betriebs von  
Gemeinschaftseinrichtungen i. S. v. § 33 

Infektionsschutzgesetz (IfSG) in der Fassung  
vom 20.07.2000 (BGBl. 1045) zur Eindämmung  

der Atemwegserkrankung „Covid-19“  
durch den Corona-Viruserreger SARS-CoV-2

Gemäß §§ 16 Abs. 1, 28 Abs. 1 S. v. 2, 33 IfSG in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 S 1 Nr. 1 und S. 3 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Ge-
sundheitsdienst (NGöGD) in der Fassung vom 24.03.2006 (Nds. GVBl. 
S. 178) wird folgende Allgemeinverfügung erlassen:
1.	� Der Unterrichtsbetrieb wird für alle Schulen im Landkreis Witt-

mund mit Wirkung vom 16.03.2020 untersagt.
	� Dies gilt auch für die Durchführung sonstiger schulischer Veranstal-

tungen sowie nichtschulischer Veranstaltungen, wie Sportveranstal-
tungen, Theateraufführungen, Vortragsveranstaltungen, Konzerte und 
vergleichbare Veranstaltungen.

	� Zu den Schulen sind alle öffentlichen allgemein bildenden und berufs-
bildenden Schulen, Schulen in freier Trägerschaft einschließlich der 
Internate sowie die Schulen für andere als ärztliche Heilberufe und 

ähnliche Berufsausbildungsstätten, Tagesbildungsstätten und Landes-
bildungszentren zu zählen.

	� Ausgenommen von dieser Verfügung ist die Notbetreuung in kleinen 
Gruppen an öffentlichen allgemein bildenden und berufsbildenden 
Schulen, Schulen freier Trägerschaft einschließlich der Internate sowie 
an Schulen für andere als ärztliche Heilberufe und ähnliche Berufsaus-
bildungsstätten, Tagesbildungsstätten und Landesbildungszentren für 
die Schuljahrgänge 1-8 in der Zeit von 08:00 Uhr bis 13:00 Uhr. Über 
diesen Zeitraum hinaus kann eine zeitliche erweiterte Notbetreuung an 
Ganztagsschulen stattfinden. Die Notbetreuung ist auf das notwendige 
Maß zu begrenzen. Die Notbetreuung dient dazu, Kinder aufzuneh-
men, deren Erziehungsberechtigte in sog. kritischen Infrastrukturen 
tätig sind. Hierzu gehören insbesondere folgende Berufsgruppen:

	� • �Beschäftigte im Gesundheitsbereich, medizinischen Bereich und 
pflegerischen Bereich,

	 • ��Beschäftigte zur Aufrechterhaltung der Staats- und Regierungsfunk-
tionen,

	� • �Beschäftigte im Bereich der Polizei, Rettungsdienst, Katastrophen-
schutz und Feuerwehr,

	� • �Beschäftigte im Vollzugsbereich einschließlich Justizvollzug, Maß-
regelvollzug und vergleichbare Bereiche.

	� • �Ausgenommen von dieser Verfügung ist auch die Betreuung in be-
sonderen Härtefällen (etwa drohende Kündigung, erheblicher Ver-
dienstausfall).

2.	� Der Betrieb von sämtlichen Kindertageseinrichtungen, Kinder-
horten und der nach § 43 Absatz 1 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch erlaubnispflichtigen Kindertagespflege im Landkreis 
Wittmund wird mit Wirkung vom 16.03.2020 untersagt.

	� Ausgenommen von dieser Verfügung ist die Notbetreuung in kleinen 
Gruppen. Die Notbetreuung ist auf das notwendige Maß zu begrenzen. 
Die Notbetreuung dient dazu, Kinder aufzunehmen, deren Erziehungs-
berechtigte in sog. kritischen Infrastrukturen tätig sind. Hierzu gehö-
ren insbesondere folgende Berufsgruppen:

	� • �Beschäftigte im Gesundheitsbereich, medizinischen Bereich und 
pflegerischen Bereich,

	� • �Beschäftigte zur Aufrechterhaltung der Staats- und Regierungsfunk-
tionen,

	� • �Beschäftigte im Bereich der Polizei, Rettungsdienst, Katastrophen-
schutz und Feuerwehr,

	� • �Beschäftigte im Vollzugsbereich einschließlich Justizvollzug, Maß-
regelvollzug und Vergleichbare Bereiche.

Ausgenommen von dieser Verfügung ist auch die Betreuung in besonde-
ren Härtefällen (etwa drohende Kündigung, erheblicher Verdienstausfall).
3.	� Alle Schulfahrten und ähnliche Veranstaltungen von Schulen im 

Landkreis Wittmund sind mit Wirkung vom 16.03.2020 untersagt.
	� Schulfahrten sind Schulveranstaltungen, mit denen definierte Bil-

dungs- und Erziehungsziele verfolgt werden; dazu zählen auch Schü-
leraustauschfahrten und Schullandheimaufenthalte. Auch unterrichts-
bedingte Fahrten zu außerschulischen Lernorten sind erfasst.

	� Zu den Schulen sind alle öffentlichen allgemein bildenden und berufs-
bildenden Schulen, Schulen in freier Trägerschaft einschließlich der 
Internate sowie die Schulen für andere als ärztliche Heilberufe und 
ähnliche Berufsausbildungsstätten, Tagesbildungsstätten und Landes-
bildungszentren zu zählen.

4.	� Die Verfügungen zu Ziff. 1 und 2 sind zunächst bis zum 18.04.2020 
befristet. Abweichend davon gilt die Verfügung zu 1. für Schüle-
rinnen und Schüler des aktuellen Abiturjahrganges zunächst bis 
zum 14.04.2020 (einschließlich).

	� Die Verfügung zu Ziff. 3 ist befristet bis zum Ende des Schuljahres 
2019/2020.
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Begründung:
Ziffer 1 und 2:
Gem. § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG kann die zuständige Behörde die unter § 33 
IfSG genannten Gemeinschaftseinrichtungen schließen, sofern Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider fest-
gestellt werden und solange es zur Verhinderung der Verbreitung über-
tragbarer Krankheiten erforderlich ist. Bei allen öffentlichen allgemein-
bildenden und berufsbildenden Schulen, Schulen in freier Trägerschaft 
einschließlich Internate, die Schulen für andere als ärztliche Heilberufe 
und ähnliche Berufsbildungsstätten, Tagesbildungsstätten und Landesbil-
dungszentren, Kindertageseinrichtungen, Kinderhorte und der nach § 43 
Abs. 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch erlaubnispflichtigen Kinder-
tagespflege handelt es sich um Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne des 
§ 33 IfSG.
Der Landkreis Wittmund ist die für den Erlass von Schutzmaßnahmen 
zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten sachlich und 
örtlich zuständige Behörde (§ 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 2 
Abs. 2 Abs. 1 Nr. 2, § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 NGöGD).
Im Dezember 2019 trat in der Stadt Wuhan/Volksrepublik China erstmals 
die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche durch das neuartige 
Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht wird. Seitdem breitet sich diese In-
fektion auch in anderen Ländern, darunter Deutschland, aus. Die Krank-
heitsverläufe variieren dabei stark, von symptomlosen Verläufen bis hin 
zu schweren Pneumonien mit Lungenversagen und Tod.
Im Landkreis Wittmund wurde am 9. März 2020 der erste Corona-Fall 
bekannt.
Das Robert Koch-Institut (RKI) hat in „Allgemeine Prinzipien der Risi-
koeinschätzung und Handlungsempfehlungen für Großveranstaltungen“ 
vom 11. März 2020 ausgeführt, „dass Massenveranstaltungen (…) dazu 
beitragen können, das Virus schneller zu verbreiten. Daher kann je nach 
Einzelfall das Absagen, Verschieben oder die Umorganisation von Mas-
senveranstaltungen gerechtfertigt sein, um der vorrangigen Gesundheits-
sicherheit der Bevölkerung Rechnung zu tragen (…).“
Nach Einschätzung des Virologen Prof. Dr. Christian Drosten von der 
Charité Berlin stellt auch die Schließung des Betriebs von Gemein-
schaftseinrichtungen eine effektive Maßnahme dar, die Ausbreitung des 
Virus zu verzögern.
Darüber hinaus hat das Niedersächsische Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit und Gleichstellung mit Schreiben vom 13.03.2020 die zuständi-
gen Behörden angewiesen, den Betrieb von den vorgenannten Gemein-
schaftseinrichtungen einzustellen, da nach eindringlicher Einschätzung 
der Fachexperten damit zu rechnen ist, dass kurzfristig eine neue Eska-
lationsstufe der Pandemiebewältigung eintreten wird. Es wird dann nicht 
mehr ausreichen, die Ansteckung zurückzuverfolgen und alle betroffenen 
Personen unter Quarantäne zu nehmen. Die Ansteckungsketten müssen 
damit kurzfristig noch effektiver unterbrochen werden.
Die Maßnahme dient somit dazu, die Ausbreitung des neuen Erregers 
einzudämmen sowie den Schutz vulnerabler Personengruppen sicherzu-
stellen. Die angeordneten Betriebsuntersagungen der Gemeinschaftsein-
richtungen minimieren die Ansteckungsgefahr für Schülerinnen/Schüler/
Lehrer und sonstige Personen und sind daher geeignet, den Schutzzweck 
des IfSG zu erfüllen.
Die übergeordnete Bedeutung der Rechtsgüter Leben und körperliche 
Unversehrtheit der Bevölkerung rechtfertigt diese Maßnahme. Diese Ge-
fährdungslage greift auch bei wenigen oder einzelnen Kontaktpersonen. 
Ein milderes, gleich geeignetes Mittel, ist damit nicht ersichtlich. Die um-
zusetzenden Maßnahmen sind nach fachlicher Risikobewertung zur Auf-
rechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesundheitssystems zwingend 
erforderlich und in diesem Stadium noch erfolgsversprechend möglich. 
Die sich aus der Schließung ergebenden Einschränkungen stehen nicht 
außer Verhältnis zu dem Ziel, eine Weiterverbreitung des Krankheitserre-
gers in der Bevölkerung zu verhindern. Mit der Schließung der Einrich-
tung wird den Belangen der betroffenen Personen so weit wie möglich 
Rechnung getragen.
Nach alledem sind die angeordneten Maßnahmen geeignet, angemessen 
und erforderlich, mithin verhältnismäßig.
In Bezug auf die ausgesprochenen Ausnahmen hinsichtlich Notbetreuun-
gen in den genannten Einrichtungen dient diese dazu, Kinder aufzuneh-
men, deren Erziehungsberechtigte in sogenannten kritischen Infrastruk-
turen tätig sind.
Hierzu gehören insbesondere folgende Berufsgruppen:
	� • �Beschäftigte im Gesundheitsbereich, medizinischen Bereich und 

pflegerischen Bereich
	� • �Beschäftige zur Aufrechterhaltung der Staats und Regierungsfunkti-

onen

	� • �Beschäftigte im Bereich der Polizei, Rettungsdienst, Katastrophen-
schutz und Feuerwehr

	� • �Beschäftige im Vollzugsbereich einschließlich Justizvollzug, Maßre-
gelvollzug und vergleichbare Bereiche.

Ziffer 3:
Schulfahrten sind Schulveranstaltungen, mit denen definierte Bildungs- 
und Erziehungsziele verfolgt werden; dazu zählen auch Schüleraustausch-
fahrten und Schullandheimaufenthalte. Auch unterrichtsbedingte Fahrten 
zu außerschulischen Lernorten sind erfasst. Hinsichtlich der Schulen wird 
auf die Definition unter der Anordnung verwiesen.
Ziffer 4:
Die Anordnungen zu 1 und 2 sind zunächst bis zum 18.04.2020 (ein-
schließlich) befristet. Abweichend davon gilt die Anordnung zu 1. für 
Schülerinnen und Schüler des aktuellen Abiturjahrgangs zunächst bis 
zum 14.04.2020 (einschließlich). Die Anordnung zu 3 ist befristet bis zum 
Ende des Schuljahres 2019/2020.
Bekanntmachungshinweis:
Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung  
als bekanntgegeben (§ 41 Abs. 4 S. 4 Verwaltungsverfahrensgesetz  
(VwVfG)).
Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Oldenburg, Schloßplatz 10, 
26122 Oldenburg, erhoben werden.
Hinweis:
Die Allgemeinverfügung ist gem. § 28 Abs. 3 IfSG i.V.m. § 16 Abs. 8 
IfSG sofort vollziehbar. Eine Klage hat somit keine aufschiebende Wir-
kung.
Wittmund, den 14.03.2020
		  Landkreis Wittmund
	 (L. S.)	 Der Landrat
		  Holger Heymann

Hinweis: Diese Allgemeinverfügung einschließlich Begründung kann 
beim Landkreis Wittmund, Gebäude I, Poststelle, Am Markt 9, 26409 
Wittmund, sowie auf der Internetseite des Landkreises www.land-
kreis-wittmund.de eingesehen werden.

Allgemeinverfügung 
des Landkreises Wittmund 

zur Beschränkung von sozialen Kontakten  
im öffentlichen Bereich angesichts der  
Corona-Epidemie und zum Schutz der  
Bevölkerung vor der Verbreitung des  

Coronavirus SARS-CoV-2 
auf dem Gebiet des Landkreises Wittmund

Gemäß § 28 Absatz 1 Satz 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) in Verbin-
dung mit § 1 Abs. 1 Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz in 
Verbindung mit § 35 Satz 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird folgende 
Allgemeinverfügung erlassen:
1.	� Für den Publikumsverkehr werden geschlossen:
	 • �Bars, Clubs, Kulturzentren, Diskotheken, Kneipen und ähnliche Ein-

richtungen;
	 • �Theater, Opern, Konzerthäuser, Museen, Bibliotheken und ähnliche 

Einrichtungen und unabhängig von der jeweiligen Trägerschaft oder 
von Eigentumsverhältnissen;

	 • �Messen, Ausstellungen, Kinos, Zoos, Freizeit- und Tierparks und An-
bieter von Freizeitaktivitäten (drinnen und draußen), Spezialmärkte, 
Spielhallen, Spielbanken, Wettannahmestellen und ähnliche Einrich-
tungen;

	 • �Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrichtungen;
	 • �der Sportbetrieb auf und in allen öffentlichen und privaten Sportanla-

gen, Schwimm- und Spaßbäder, Fitnessstudios, Saunen und ähnliche 
Einrichtungen;

	 • �alle Spielplätze einschließlich Indoor-Spielplätze;
	 • �alle Verkaufsstellen des Einzelhandels, insbesondere Outlet-Center, 

einschließlich der Verkaufsstellen in Einkaufscentern;
	� ausdrücklich ausgenommen von der Schließung sind: der Einzelhandel 

für Lebensmittel, Wochenmärkte, Abhol- und Lieferdienste, Getränke-
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märkte, Apotheken, Sanitätshäuser, Drogerien, Tankstellen, Banken 
und Sparkassen, Poststellen, Frisöre, Reinigungen, Waschsalons, der 
Zeitungsverkauf, Bau-, Gartenbau- und Tierbedarfsmärkte, der Groß-
handel und Dienstleister aus dem Gesundheitsbereich.

2.	 Verboten werden:
	 • �Zusammenkünfte in Vereinen und sonstigen Sport- und Freizeitein-

richtungen sowie die Wahrnehmung von Angeboten in Volkshoch-
schulen, Musikschulen und sonstigen öffentlichen und privaten 
Bildungseinrichtungen im außerschulischen Bereich sowie Reise-
busreisen;

	 • �Zusammenkünfte in Kirchen, Moscheen, Synagogen und die Zusam-
menkünfte anderer Glaubensgemeinschaften, einschließlich der Zu-
sammenkünfte in Gemeindezentren;

	 • �alle öffentlichen Veranstaltungen; ausgenommen sind Sitzungen 
kommunaler Vertreter und Gremien sowie des Landtages und der da-
zugehörigen Ausschüsse und Gremien;

	 • �alle Ansammlungen im Freien (Richtgröße für Ansammlungen: mehr 
als 10 Personen);

	 • �alle privaten Veranstaltungen mit mehr als 50 Teilnehmenden.
	� (Nicht unter den Veranstaltungsbegriff fällt die Teilnahme am öffentli-

chen Personennahverkehr oder der Aufenthalt an der Arbeitsstätte.)
3.	� Diese Allgemeinverfügung gilt sofort ab dem Zeitpunkt der Be-

kanntmachung bis einschließlich Sonnabend, den 18. April 2020. 
Eine Verlängerung ist möglich.

4.	� Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen die in den Zif-
fern 1 und 2 enthaltene Anordnung gemäß § 75 Absatz 1 Nr. 1; 
Absatz 3 IfSG wird hingewiesen.

5.	� Die Anordnung ist gemäß § 28 Abs. 3 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG so-
fort vollziehbar.

Begründung:
Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung beruhen auf einem Runder-
lass gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1, Satz 3 NGöGD des Ministeriums für Sozia-
les, Gesundheit und Gleichstellung vom 16.03.2020 (Az. 401.41609-11-
3). Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist § 28 Absatz 1 
Infektionsschutzgesetz (IfSG). Nach Satz 1 hat die zuständige Behörde 
die notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, Krank-
heitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt 
werden oder sich ergibt, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdäch-
tig oder Ausscheider war, soweit und solange es zur Verhinderung der 
Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach Satz 2 kann 
die zuständige Behörde Veranstaltungen einer größeren Anzahl von Men-
schen beschränken oder verbieten und Badeanstalten oder in § 33 genann-
te Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile davon schließen; sie kann auch 
Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht zu verlas-
sen oder von ihr bestimmte Orte nicht zu betreten, bis die notwendigen 
Schutzmaßnahmen durchgeführt worden sind.
Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbreitung von Infektionen 
mit dem SARS-CoV-2 Virus und Erkrankungen an COVID-19 müssen 
unverzüglich weitere umfänglich wirksame Maßnahmen zur Verzöge-
rung der Ausbreitungsdynamik und zur Unterbrechung von Infektions-
ketten ergriffen werden. Weitreichende effektive Maßnahmen sind dazu 
dringend notwendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Gesund-
heitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des Gesundheitssystems 
in Niedersachsen sicherzustellen. Die großflächige Unterbrechung und 
Eindämmung eines Großteils der sozialen Kontakte stellt – über die be-
reits ergriffenen Maßnahmen hinaus – das einzig wirksame Vorgehen dar, 
um das Ziel einer Entschleunigung und Unterbrechung der Infektionsket-
ten zu erreichen.
Die notwendigen und differenzierten Maßnahmen zur Kontaktreduzie-
rung in besonderen Bereichen der Gesellschaft dienen der Aufrechterhal-
tung der Funktionsfähigkeit des derzeit durch das Influenza-Geschehen 
hoch beanspruchten Gesundheitssystems über einen absehbar längeren 
Zeitraum hinaus. Für die stationären Einrichtungen muss dringend der 
notwendige Spielraum geschaffen werden, um die erforderliche Leis-
tungsfähigkeit für die zu erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse 
im Intensivbereich unter Isolierbedingungen für an COVID-19 Erkrankte 
zu sichern.

Diese und weitere kontaktreduzierende Maßnahmen tragen in besonde-
rer Weise zum Schutz besonders vulnerabler Bevölkerungsgruppen bei. 
Denn gegen den SARS-CoV-2 Virus steht derzeit keine Impfung bereit 
und es stehen keine gezielten, spezifischen Behandlungsmethoden zur 
Verfügung. Daher stellen die kontaktreduzierenden Maßnahmen für die 
breite Bevölkerung das einzig wirksame Mittel zum Schutz der Gesund-
heit der Allgemeinheit und zur Aufrechterhaltung zentraler Infrastruktu-
ren dar. Somit kommt den angeordneten Maßnahmen eine so erhebliche 
Bedeutung zu, dass auch weitgehende und tiefgreifende Einschränkungen 
dringend geboten und in dem jeweiligen Umfang verhältnismäßig und 
notwendig sind. Insbesondere sind aufgrund der von allen Gesundheits-
behörden auf internationaler (WHO, CDC, ECDC) und nationaler Ebene 
(BMG, RKI, MSGJFS) bestätigten Lage aus fachlicher Sicht keine weni-
ger eingriffsintensiven Schutzmaßnahmen denkbar, die in vergleichbarer 
Weise geeignet und effektiv wären, um die angestrebte breite Schutzwir-
kung zu erreichen.
Alle Geschäfte und Einrichtungen, die nicht unmittelbar dem täglichen 
oder gesundheitlichen Versorgungsdarf dienen, erhöhen durch Kundinnen 
und Kunden sowie Besucherinnen und Besucher unnötig die Anzahl der 
Nahkontakte und tragen damit zu einer erheblichen Steigerung des Infek-
tionsrisikos bei. Es ist daher notwendig, den Betrieb dieser Geschäfte und 
Einrichtungen gänzlich zu untersagen, weil auch bei einer Beschränkung 
eine Übertragung des Erregers nicht verlässlich unterbunden werden 
kann. Unter Berücksichtigung dieser Faktoren ist die Weisung verhältnis-
mäßig und gerechtfertigt, um der vorrangigen Gesundheitssicherung der 
Bevölkerung Rechnung zu tragen.
Öffentliche und private Veranstaltungen stellen im Hinblick auf die gute 
Übertragbarkeit des SARS-CoV-2 im Vergleich mit anderen übertrag-
baren Krankheiten eine besondere Gefährdung für die Ausbreitung dar. 
Aufgrund der mit einer Fluktuation von Personen bei einer Veranstaltung 
verbundenen Übertragungsrisiken, kann bei Veranstaltungen mit wech-
selnden Teilnehmern nicht statisch auf die zu einem bestimmten Zeitpunkt 
anwesende Personenzahl abgestellt werden. Abweichend von den bereits 
verfügten Verboten und Einschränkungen müssen daher alle Veranstal-
tungen verboten werden. Die Einhaltung von Auflagen, die regelmäßig 
strenge Vorgaben enthalten müssten, erscheint nicht mehr geeignet, die 
Ausbreitungsdynamik in dem erforderlichen Umfang einzudämmen. Pri-
vate Veranstaltungen bis zu 50 Teilnehmerinnen und Teilnehmern sind 
von dem Veranstaltungsverbot ausgenommen. Veranstaltungen mit mehr 
als 50 Teilnehmenden stellen aufgrund ihrer Größe bereits eine erheb-
liche Gefahr dar, das Virus unkontrolliert zu verbreiten. Sie sind daher 
verboten.
Die Anordnung tritt mit der Bekanntgabe der Allgemeinverfügung in 
Kraft.
Sie ist bis einschließlich 18. April 2020 befristet. Diese Allgemeinverfü-
gung findet ihre Grundlage in § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 IfSG. Zuwider-
handlungen sind daher strafbar nach § 75 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 IfSG.
Bekanntmachungshinweis:
Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung  
als bekanntgegeben (§ 41 Abs. 4 S. 4 Verwaltungsverfahrensgesetz 
(VwVfG)).
Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Oldenburg, Schloßplatz 10, 
26122 Oldenburg, erhoben werden.
Hinweis:
Die Allgemeinverfügung ist gem. § 28 Abs. 3 IfSG i.V.m. § 16 Abs. 8 
IfSG sofort vollziehbar. Eine Klage hat somit keine aufschiebende Wir-
kung.
Wittmund, den 17.03.2020
		  Landkreis Wittmund
	 (L. S.)	 Der Landrat
		  Holger Heymann

Hinweis: Diese Allgemeinverfügung einschließlich Begründung kann auf 
der Internetseite des Landkreises www.landkreis-wittmund.de eingesehen 
werden.
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Allgemeinverfügung Nr. 6/2020 
des Landkreises Wittmund 

über die Ausweitung kontaktreduzierender  
Maßnahmen für Krankenhäuser, Vorsorge- und 
Rehabilitationseinrichtungen, Heime für ältere 

Menschen, pflegebedürftige Menschen oder  
Menschen mit Behinderungen nach § 2 Abs. 2  
Niedersächsisches Gesetz über unterstützende 

Wohnformen (NuWG) und Einstellung des  
Betriebs von Einrichtungen der Tagespflege  

i. S. v. § 2 Abs. 7 NuWG
Gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 3 NGöGD vom 24. März 2006 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 auf der Grundlage 
des § 28 Absatz 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG) wird folgende Allge-
meinverfügung erlassen:
1.	� Alle Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen 

haben die folgend aufgeführten Maßnahmen zu ergreifen, um den 
Eintrag von Coronaviren (SARS-CoV-2) zu erschweren und Pa-
tientinnen und Patienten und Personal vor einer Erkrankung an 
COVID 19 zu schützen: Es sind Besuchs- und Betretungsverbote 
für alle Personen auszusprechen, die nicht in den Einrichtungen 
untergebracht sind oder in diesen arbeiten.

	� Ausgenommen von den Besuchsverboten sind Besuche von werden-
den Vätern, von Vätern von Neugeborenen, von Eltern und Sorgebe-
rechtigten von Kindern auf Kinderstationen und Besuche enger Ange-
höriger von Palliativpatienten. Wenn medizinisch oder ethisch-sozial 
vertretbar, sind die Besuche bei erwachsenen Menschen zeitlich zu 
beschränken. Ausnahmen können zudem im Einzelfall für Seelsorger 
oder Urkundspersonen unter Auferlegung der erforderlichen Verhal-
tensmaßregeln zugelassen werden.

	� Kantinen, Cafeterien oder andere der Öffentlichkeit zugängige Ein-
richtungen für Patienten und Besucher sind zu schließen. Sämtliche 
öffentlichen Veranstaltungen wie Vorträge, Lesungen, Informations-
veranstaltungen etc. sind zu unterlassen.

2.	� In Heimen für ältere Menschen, pflegebedürftige Menschen oder 
Menschen mit Behinderungen nach § 2 Abs. 2 des NuWG sind die 
erforderlichen Maßnahmen zur Durchsetzung von generellen Be-
suchs- bzw. Betretungsverboten zu treffen.

	� Ausgenommen von diesen Besuchsverboten sind nahestehende Perso-
nen von palliativmedizinisch versorgten Bewohnerinnen und Bewoh-
nern. Ausnahmen können im Einzelfall für Seelsorger und Urkunds-
personen unter Auferlegung der erforderlichen Verhaltensmaßregeln 
zugelassen werden. Die behandelnden Ärzte und die zur Pflege be-
stimmten Personen haben freien Zutritt.

3. 	�Der Betrieb für alle Einrichtungen der Tagespflege nach § 2 Abs. 7 
NuWG im Landkreis Wittmund wird untersagt.

	� Ausgenommen hiervon ist die Notbetreuung in kleinen Gruppen. Die 
Notbetreuung ist auf das notwendige Maß zu begrenzen. Die Notbe-
treuung dient dazu, ältere Menschen, pflegebedürftige Menschen oder 
Menschen mit Behinderungen aufzunehmen, deren Familienangehö-
rige, die im Übrigen die Pflege wahrnehmen, in sog. kritischen Infra-
strukturen tätig sind.

	 Hierzu gehören insbesondere folgende Berufsgruppen:
	� • �Beschäftigte im Gesundheitsbereich, medizinischen Bereich und 

pflegerischen Bereich,
	� • �Beschäftigte insbesondere im Bereich der Polizei, Rettungsdienst, 

Katastrophenschutz und Feuerwehr,
	� • �Beschäftigte im Vollzugsbereich einschließlich Justizvollzug, Maß-

regelvollzug und vergleichbare Bereiche,
	� • �Beschäftigte zur Aufrechterhaltung der Staats- und Regierungsfunk-

tionen.
	� Ausgenommen hiervon ist auch die Betreuung in besonderen Härtefäl-

len (etwa drohende Kündigung, erheblicher Verdienstausfall).
4.	� Diese Allgemeinverfügung gilt sofort ab dem Zeitpunkt der Be-

kanntmachung bis einschließlich Sonnabend, den 18. April 2020. 
Eine Verlängerung ist möglich.

5.	� Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen die in den Zif-
fern 1 und 2 enthaltene Anordnung gemäß § 75 Absatz 1 Nr. 1; 
Absatz 3 IfSG wird hingewiesen.

6.	� Die Anordnung ist gemäß § 28 Abs. 3 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG so-
fort vollziehbar.

7.	� Die Allgemeinverfügung des Landkreises Wittmund über die Vor-
sichtsmaßnahmen zum Schutz der Bewohner sowie Beschäftigten 
der Pflegeeinrichtungen im Kreisgebiet vom 13.03.2020 wird hier-
mit aufgehoben.

Begründung:
Ziffer 1 bis 3:
Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist § 28 Absatz 1 In-
fektionsschutzgesetz (IfSG). Nach Satz 1 hat die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, Krankheitsver-
dächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden 
oder sich ergibt, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder 
Ausscheider war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach Satz 2 kann die zu-
ständige Behörde Veranstaltungen einer größeren Anzahl von Menschen 
beschränken oder verbieten und Badeanstalten oder in § 33 genannte 
Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile davon schließen; sie kann auch 
Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht zu verlas-
sen oder von ihr bestimmte Orte nicht zu betreten, bis die notwendigen 
Schutzmaßnahmen durchgeführt worden sind.
Der Landkreis Wittmund ist die für den Erlass von Schutzmaßnahmen 
zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten sachlich und 
örtlich zuständige Behörde (§ 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 2 
Abs. 2 Abs. 1 Nr. 2, § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 NGöGD).
Im Dezember 2019 trat in der Stadt Wuhan/Volksrepublik China erstmals 
die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche durch das neuartige 
Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht wird. Seitdem breitet sich diese In-
fektion auch in anderen Ländern, darunter Deutschland, aus. Die Krank-
heitsverläufe variieren dabei stark, von symptomlosen Verläufen bis hin 
zu schweren Pneumonien mit Lungenversagen und Tod.
Im Landkreis Wittmund wurde am 9. März 2020 der erste Corona-Fall 
bekannt. Seitdem schreitet die Krankheit auch im Landkreis Wittmund 
voran.
Mit Erlass vom 16.03.2020 hat das Land Niedersachsen die zuständi-
gen Behörden angewiesen, weitere kontaktreduzierende Maßnahmen für 
Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, Heime für 
ältere Menschen, pflegebedürftige Menschen oder Menschen mit Behin-
derungen nach § 2 Abs. 2 Niedersächsisches Gesetz über unterstützende 
Wohnformen (NuWG) zu treffen. Weiterhin sind die Landkreise gehalten 
zu verfügen, den Betrieb von Einrichtungen der Tagespflege i. S. v. § 2 
Abs. 7 NuWG einzustellen.
Die Allgemeinverfügung dient dazu, die Ausbreitung des neuen Erregers 
einzudämmen sowie den Schutz vulnerabler Personengruppen sicher-
zustellen. Um dies sicherzustellen, sind die verfügten Maßnahmen ver-
hältnismäßig, insbesondere geeignet, erforderlich und angemessen. Ein 
milderes gleich wirksames Mittel zur Erreichung des Zwecks ist nicht 
ersichtlich. Die dadurch zu erreichende Verzögerung des Eintritts von 
weiteren SARS-CoV-2-Infektionen ist auch dringend erforderlich, um 
das Gesundheitswesen im Kreisgebiet des Landkreises Wittmund nicht 
zu überlasten und die erforderlichen Kapazitäten für die Behandlung der 
Erkrankten und Pflegebedürftigen, aber auch für sonstige Krankheitsfäl-
le bereit zu halten. Die übergeordnete Bedeutung der Rechtsgüter Leben 
und körperliche Unversehrtheit der Bevölkerung rechtfertigt diese Maß-
nahme.
Darüber hinaus ist die Gruppe der älteren Menschen mit chronischen Er-
krankungen sowie die Gruppe multimorbider Menschen einem besonders 
hohen Risiko an schweren Krankheitsverläufen ausgesetzt, wenn sie sich 
mit dem Corona Virus infizieren. Daher gilt es, auch diese Gruppe beson-
ders zu schützen.
Vor diesem Hintergrund ist das Besuchs- und Betreuungsverbot die einzig 
wirksame und verhältnismäßige Maßnahme, um eine Infektion durch so-
ziale Nahkontakte zu verhindern und einen möglichen Viruseintrag durch 
nicht behandlungsbedürftige oder pflegebedürftige Dritte zu verhindern.
Nach eindringlicher Einschätzung der Fachexpertinnen und Fachexperten 
ist damit zu rechnen, dass kurzfristig eine neue Eskalationsstufe der Pan-
demiebewältigung eintreten wird. Es wird dann nicht mehr ausreichen, 
die Ansteckungen zurückzuverfolgen und alle betroffenen Personen unter 
Quarantäne zu nehmen. Die Ansteckungsketten müssen somit kurzfristig 
noch effektiver unterbrochen werden. Dies gilt insbesondere auch für Ein-
richtungen, in denen Menschen leben und versorgt werden, für die durch 
Alter, Erkrankung oder Behinderung ein besonders hohes Risiko durch 
das Corona-Virus SARS-CoV-2 besteht.
Die Untersagungsmaßnahmen sind nach fachlicher Risikobewertung zur 
Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesundheitssystems zwin-
gend erforderlich und in diesem Stadium noch erfolgversprechend mög-
lich.
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Die Allgemeinverfügung ist bis einschließlich Sonnabend, den 18. April 
2020 befristet. Sie findet ihre Grundlage in § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 
IfSG. Zuwiderhandlungen sind daher strafbar nach § 75 Abs. 1 Nr. 1, 
Abs. 3 IfSG.
Bekanntmachungshinweis:
Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung  
als bekanntgegeben (§ 41 Abs. 4 S. 4 Verwaltungsverfahrensgesetz  
(VwVfG)).
Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Oldenburg, Schloßplatz 10, 
26122 Oldenburg, erhoben werden.
Hinweis:
Die Allgemeinverfügung ist gem. § 28 Abs. 3 IfSG i.V.m. § 16 Abs. 8 
IfSG sofort vollziehbar. Eine Klage hat somit keine aufschiebende Wir-
kung.
Wittmund, den 18.03.2020
		  Landkreis Wittmund
	 (L. S.)	 Der Landrat
		  Holger Heymann

Hinweis: Diese Allgemeinverfügung einschließlich Begründung kann auf 
der Internetseite des Landkreises www.landkreis-wittmund.de eingesehen 
werden.

Allgemeinverfügung Nr. 7/2020 
des Landkreises Wittmund 

über die Beschränkung von sozialen Kontakten  
im öffentlichen Bereich besonders bei  

Übernachtungen, sowie in Gaststätten,  
Restaurants, Werkstätten für behinderte  

Menschen, Tagesförderstätten für  
behinderte Menschen und vergleichbare Angebote 

der Eingliederungshilfe.
Gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 3 NGöGD vom 24. März 2006 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 auf der Grundlage 
des § 28 Absatz 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG) wird folgende Allge-
meinverfügung erlassen:
1.	� Betreibern von Beherbergungsstätten und vergleichbaren Ange-

boten, Hotels, Campingplätzen, Wohnmobilstellplätzen sowie pri-
vaten und gewerblichen Vermietern von Ferienwohnungen, von 
Ferienzimmern, von Übernachtungs- und Schlafgelegenheiten 
und vergleichbaren Angeboten, hier insbesondere Zweitwohnun-
gen, ist es untersagt, Personen entgeltlich oder unentgeltlich zu 
touristischen Zwecken zu beherbergen.

	� Dies gilt auch für Betreiber von Kureinrichtungen und präventiven 
Reha-Einrichtungen. Anschlussheilbehandlungen im Sinne des SGB 
V sind hiervon ausgenommen.

	� Bereits beherbergte Personen haben ihre Rückreise möglichst bis zum 
19.03.2020, spätestens bis zum 25.03.2020 vorzunehmen.

2.	� Die Nutzung einer Nebenwohnung (sogenannte Zweitwohnung) 
im Sinne des Bundesmeldegesetzes ist untersagt.

	� Hiervon ausgenommen sind die Nutzungen aus zwingenden berufli-
chen sowie aus ehe-, sorge- und betreuungsrechtlichen Gründen nach 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch.

	� Personen, die bereits eine Zweitwohnung aufgesucht haben, haben 
ihre Rückreise möglichst bis zum 19.03.2020, spätestens bis zum 
25.03.2020 vorzunehmen.

3.	� Für Restaurants, Speisegaststätten und Mensen im Landkreis 
Wittmund gilt, dass sie für den Publikumsverkehr nur geöffnet 
werden dürfen, wenn durch Auflagen sichergestellt ist, dass das 
Risiko einer Verbreitung des Corona-Virus, etwa durch Regle-
mentierung der Besucherzahl und durch Hygienemaßnahmen 
und -hinweise minimiert wird.

	� Restaurants, Speisegaststätten und Mensen dürfen daher nur unter der 
Voraussetzung geöffnet werden, dass die Plätze für die Gäste so ange-
ordnet sind, dass ein Abstand von mindestens 2 Metern zwischen den 
Tischen gewährleistet ist und die Gäste zueinander einen ausreichen-
den Abstand halten. Die Öffnungszeiten sind auf frühestens 6.00 Uhr 
bis spätestens 18.00 Uhr beschränkt.

4.	� Werkstätten für behinderte Menschen, Tagesförderstätten für be-
hinderte Menschen sowie vergleichbare ambulante und teilstati-
onäre Angebote der Eingliederungshilfe im Landkreis Wittmund 
dürfen von den dort beschäftigten und betreuten Menschen mit 
Behinderungen nicht betreten werden,

	� • �die sich in einer betreuten Unterkunft (z. B. besondere Wohn-
form, Wohnheim) befinden,

	 �• �die bei Erziehungsberechtigen oder ihren Eltern wohnen und de-
ren Betreuung sichergestellt ist oder

	� • �die alleine oder in Wohngruppen wohnen und sich selbst versor-
gen können oder eine Betreuung erhalten.

	� Von diesem Betretungsverbot ausgenommen, sind diejenigen Men-
schen mit Behinderung, die eine Betreuung während des Tages be-
nötigen und deren Betreuung anderweitig nicht sichergestellt werden 
kann. Für diesen Personenkreis ist eine Notbetreuung sicherzustellen. 
Dabei ist restriktiv zu verfahren.

	� Das Betretungsverbot gilt nicht für Betriebsbereiche von Werkstätten 
für behinderte Menschen, die im Zusammenhang mit medizinischen 
und/oder pflegerelevanten Produkten, Leistungen oder Unterstüt-
zungsarbeiten erbringen oder durchführen, hierzu zählen auch Wä-
schereien. Es gilt auch nicht für solche Betriebsbereiche von Werk-
stätten für behinderte Menschen, die der Versorgung mit Speisen in 
medizinischen und/oder pflegerelevanten Einrichtungen dienen.

	� Die Träger der Werkstätten für behinderte Menschen haben in allen 
Fällen durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass Abstands- 
und Hygieneregeln eingehalten und Nahkontakte soweit wie möglich 
verhindert werden.

5.	� Diese Allgemeinverfügung gilt sofort ab dem Zeitpunkt der Be-
kanntmachung bis einschließlich Sonnabend, den 18. April 2020. 
Eine Verlängerung ist möglich.

6.	� Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen die in den Zif-
fern 1 bis 4 enthaltenen Anordnungen gemäß § 75 Absatz 1 Nr. 1; 
Absatz 3 IfSG wird hingewiesen.

7.	� Die Anordnung ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort 
vollziehbar.

Begründung:
Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung beruhen auf einem Runder-
lass gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1, Satz 3 NGöGD des Ministeriums für Soziales, 
Gesundheit und Gleichstellung vom 16.03.2020 (Az. 401.41609-11-3).
Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist § 28 Absatz 1 In-
fektionsschutzgesetz (IfSG). Nach Satz 1 hat die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, Krankheitsver-
dächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden 
oder sich ergibt, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder 
Ausscheider war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach Satz 2 kann die zu-
ständige Behörde Veranstaltungen einer größeren Anzahl von Menschen 
beschränken oder verbieten und Badeanstalten oder in § 33 genannte 
Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile davon schließen; sie kann auch 
Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht zu verlas-
sen oder von ihr bestimmte Orte nicht zu betreten, bis die notwendigen 
Schutzmaßnahmen durchgeführt worden sind.
Der Landkreis Wittmund ist die für den Erlass von Schutzmaßnahmen 
zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten sachlich und 
örtlich zuständige Behörde (§ 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 2 
Abs. 2 Abs. 1 Nr. 2, § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 NGöGD).
Im Dezember 2019 trat in der Stadt Wuhan/Volksrepublik China erstmals 
die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche durch das neuartige 
Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht wird. Seitdem breitet sich diese In-
fektion auch in anderen Ländern, darunter Deutschland, aus. Die Krank-
heitsverläufe variieren dabei stark, von symptomlosen Verläufen bis hin 
zu schweren Pneumonien mit Lungenversagen und Tod.
Im Landkreis Wittmund wurde am 9. März 2020 der erste Corona-Fall 
bekannt. Seitdem schreitet die Krankheit auch im Landkreis Wittmund 
voran.
Mit Erlass vom 17.03.2020 hat das Land Niedersachsen die zuständi-
gen Behörden angewiesen, Beschränkungen von sozialen Kontakten im 
öffentlichen Bereich anzuordnen. Dies betrifft Übernachtungen, sowie 
Gaststätten, Restaurants, Werkstätten für behinderte Menschen, Tagesför-
derstätten für behinderte Menschen und vergleichbare Angebote der Ein-
gliederungshilfe.
Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbreitung von Infektionen 
mit dem SARS-CoV-2 Virus und Erkrankungen an COVID-19 müssen 
unverzüglich weitere umfänglich wirksame Maßnahmen zur Verzöge-
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rung der Ausbreitungsdynamik und zur Unterbrechung von Infektions-
ketten ergriffen werden. Weitreichende effektive Maßnahmen sind dazu 
dringend notwendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Gesund-
heitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des Gesundheitssystems 
in Niedersachsen sicherzustellen. Die großflächige Unterbrechung und 
Eindämmung des touristischen Reiseverkehrs ergänzt die bereits ergrif-
fenen Maßnahmen und stellt im Kontext der übrigen Maßnahmen zur 
Kontaktreduzierung ein wirksames, angemessenes Vorgehen dar, um das 
Ziel einer Entschleunigung und Unterbrechung der Infektionsketten zu 
erreichen. Das gleiche zu unterbindende Infektionsrisiko resultiert auch 
aus der nicht-touristischen Nutzung von Zeitwohnungen durch deren 
Eigentümer bzw. durch Personen, denen Zugang zu diesen Wohnungen 
durch die Eigentümer ermöglicht wird. Von daher ist auch diese Nutzung 
von Zweitwohnungen zu untersagen, um die Infektionsketten wirksam 
zu unterbrechen. Angesichts des angestrebten Ziels der Aufrechterhaltung 
der Gesundheitsversorgung für die Gesamtbevölkerung sind die Maßnah-
men auch verhältnismäßig. Zugleich gilt es, die Ernährungsversorgung 
der Bevölkerung aufrechtzuerhalten. Hierzu dient die Ausnahmeregelung 
für Restaurants, Speisegaststätten und Mensen. Vor dem Hintergrund der 
Anforderungen des Gesundheitsschutzes sind die mit der Ausnahme ver-
bunden Auflagen gerechtfertigt.
Die notwendigen und differenzierten Maßnahmen zur Kontaktreduzie-
rung in besonderen Bereichen der Gesellschaft dienen der Aufrechterhal-
tung der Funktionsfähigkeit des derzeit durch das Influenza-Geschehen 
hoch beanspruchten Gesundheitssystems über einen absehbar längeren 
Zeitraum hinaus. Für die stationären und teilstationären Einrichtungen 
muss dringend der notwendige Spielraum geschaffen werden, um die er-
forderliche Leistungsfähigkeit für die zu erwartenden erhöhten Behand-
lungserfordernisse im Intensivbereich unter Isolierbedingungen für an 
COVID-19 Erkrankte zu sichern.
Diese und weitere kontaktreduzierende Maßnahmen tragen in besonde-
rer Weise zum Schutz besonders vulnerabler Bevölkerungsgruppen bei. 

Denn gegen den SARS-CoV-2 Virus steht derzeit keine Impfung bereit 
und es stehen keine gezielten, spezifischen Behandlungsmethoden zur 
Verfügung.
Daher stellen die kontaktreduzierenden Maßnahmen für die breite Be-
völkerung das einzig wirksame Mittel zum Schutz der Gesundheit der 
Allgemeinheit und zur Aufrechterhaltung zentraler Infrastrukturen dar.
Die Allgemeinverfügung ist bis einschließlich Sonnabend, den 18. April 
2020, befristet. Sie findet ihre Grundlage in § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 
IfSG. Zuwiderhandlungen sind daher strafbar nach § 75 Abs. 1 Nr. 1, 
Abs. 3 IfSG.
Bekanntmachungshinweis:
Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung  
als bekanntgegeben (§ 41 Abs. 4 S. 4 Verwaltungsverfahrensgesetz  
(VwVfG)).
Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Oldenburg, Schloßplatz 10, 
26122 Oldenburg, erhoben werden.
Hinweis:
Die Allgemeinverfügung ist gem. § 28 Abs. 3 IfSG i.V.m. § 16 Abs. 8 
IfSG sofort vollziehbar. Eine Klage hat somit keine aufschiebende Wir-
kung.
Wittmund, den 18.03.2020
		  Landkreis Wittmund
	 (L. S.)	 Der Landrat
		  Holger Heymann

Hinweis: Diese Allgemeinverfügung einschließlich Begründung kann auf 
der Internetseite des Landkreises www.landkreis-wittmund.de eingesehen 
werden.
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